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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Dr. Matthias Manthei, Fraktion der BMV  
 
 
Stellenverteilung der Bundesbehörden in Mecklenburg-Vorpommern 
 
und 
 

ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 5. Mai 2018 heißt es, dass es 

bundesweit je 1.000 Einwohner im Schnitt 2,3 Stellen in Bundesbehörden 

gebe.  

 

1. Hält die Landesregierung die Anzahl der Stellen in Bundesbehörden in 

Mecklenburg-Vorpommern für ausreichend? 

 

 

 

Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern verfügt über keine Informationen darüber, 

inwieweit die Anzahl der Stellen in den in Mecklenburg-Vorpommern ansässigen Bundes-

behörden für deren Aufgabenwahrnehmung auskömmlich ist. 

 

Bezüglich der Verteilung der Bundesbehörden und der Verteilung der Stellen in Bundes-

behörden im gesamten Bundesgebiet vertritt die Landesregierung die Auffassung, dass unter 

anderem aufgrund der damit verbundenen Kaufkraft eine gleichmäßigere Verteilung der 

Bundesbehörden und der Stellen in Bundesbehörden auf die einzelnen Bundesländer - und in 

diesem Zusammenhang fast 30 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung vor allem eine 

stärkere Berücksichtigung der neuen Länder und somit auch von Mecklenburg-Vorpommern - 

angezeigt wäre. 
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2. Wie viele Stellen in Bundesbehörden je 1.000 Einwohner in 

Mecklenburg-Vorpommern gibt es? 

 

 

 

Seitens der Landesregierung selbst findet eine Erfassung der Anzahl der Stellen in Bundes-

behörden in Mecklenburg-Vorpommern nicht statt.  

Ausgehend von der Antwort der Bundesregierung vom 5. März 2018 auf die Kleine Anfrage 

„Standorte der Bundesbehörden in Deutschland“ auf Bundestagsdrucksache 19/1108, in der aus 

Geheimhaltungsgründen die Zahlen zu den Bundesbehörden „Bundesnachrichtendienst“, 

„Bundesamt für Verfassungsschutz“, „Bundespolizei“ und „Bundesamt für den Militärischen 

Abschirmdienst“ nicht öffentlich zugänglich angegeben worden sind, beläuft sich die Ist-Zahl 

der Planstellen und Stellen (für Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer) in Bundesbehörden in Mecklenburg-Vorpommern auf 3.550,47 Planstellen und 

Stellen (Stand: 1. Februar 2018; auf die Vorbemerkung der Bundesregierung in der Antwort 

auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/1108 wird verwiesen).  

 

Bei einer Bevölkerungszahl zum 30. September 2017 von 1.612.147 Einwohnerinnen und 

Einwohnern in Mecklenburg-Vorpommern (vergleiche den Statistischen Bericht A113 „Bevöl-

kerungsstand der Kreise in Mecklenburg-Vorpommern (Faktoren der Bevölkerungs-

entwicklung), 01.01. bis 30.09.2017 (vorläufige Ergebnisse)“ des Statistischen Amtes 

Mecklenburg-Vorpommern vom 29. Mai 2018) ergibt sich daraus eine Ist-Zahl von 2,2 Plan-

stellen und Stellen pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern. 

 

 

 
3. Unternimmt die Landesregierung etwas, um mehr Bundesbehörden 

bzw. mehr Stellen in Bundesbehörden in Mecklenburg-Vorpommern 

anzusiedeln? 

 

a) Wenn ja, was? 

b) Wenn nicht, warum nicht? 

 

 

 

Die Fragen 3, 3 a) und 3 b) werden zusammenhängend beantwortet: 

 

Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern hat sich gemeinsam mit den übrigen ost-

deutschen Ländern kontinuierlich für eine ausgeglichene Verteilung von Bundesbehörden unter 

besonderer Berücksichtigung der ostdeutschen Länder eingesetzt. Einen entsprechenden 

Beschluss hatte der Deutsche Bundestag bereits im Juni 1992 auf Vorschlag der Unabhängigen 

Föderalismuskommission gefasst (Bundestagsdrucksache 12/2853, Nummer II.1). Die Forde-

rungen der ostdeutschen Länder wurden im Zusammenhang mit den jüngsten Koalitions-

verhandlungen und der Regierungsneubildung in einem Schreiben vom 30. Oktober 2017 an 

die geschäftsführende Bundeskanzlerin und in einem weiteren Schreiben vom 29. Januar 2018 

an die Vorsitzende und die Vorsitzenden der Parteien CDU, CSU und SPD erneut bekräftigt. 

Zuletzt wurde hierzu durch die Regionalkonferenz der Regierungschefin und der Regierungs-

chefs der ostdeutschen Länder am 18. April 2018 ein Beschluss gefasst und das Thema im 

anschließenden Gespräch mit der Bundeskanzlerin erörtert. 
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4. Wie viele Stellen haben die einzelnen Bundesbehörden beziehungs-

weise Untergliederungen von Bundesbehörden mit Dienstsitz in 

Mecklenburg-Vorpommern (bitte aufschlüsseln nach Behörde, Ort, 

Anzahl der Stellen)? 

 

 

 

Die Landesregierung selbst führt keine Erfassung der Anzahl der Stellen in Bundesbehörden in 

Mecklenburg-Vorpommern durch. Bezüglich der Anzahl der Stellen in den einzelnen Bundes-

behörden beziehungsweise ihren Untergliederungen in Mecklenburg-Vorpommern wird auf die 

Antwort der Bundesregierung vom 5. März 2018 auf die Kleine Anfrage „Standorte der 

Bundesbehörden in Deutschland“ auf Bundestagsdrucksache 19/1108 verwiesen. 

 

 


